
Satzung  
der Gemeinde Ecklak 

über die Erhebung einer Hundesteuer 
 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein vom 
28.02.2003 in der zurzeit geltenden Fassung und der §§ 1 Abs. 1, 2 und 3 Abs. 1, 6 und 8 
des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 10.01.2005 in der 
zurzeit geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
vom 26.05.2021 folgende Satzung erlassen:“ 
 
 

I.  Allgemeines 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gebiet der Gemeinde Ecklak. 
 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtige Person ist, wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbe-

trieb aufgenommen hat (Halter bzw. Halterin des Hundes). 
(2) Alle in einem Haushalt oder in einem Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als von 

ihren Haltern gemeinsam gehalten. 
(3) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuld-

ner. 
(4) Ist der Halter eines Hundes nicht zugleich Eigentümer, so haftet der Eigentümer 

neben dem Halter als Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht in dem darauffolgenden Monat des Monats, in dem ein 

Hund in einem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens je-
doch mit dem Folgemonat des Kalendermonats, in dem er drei Monate alt wird.  

(2) Wer einen Hund nicht länger als einen Monat in Pflege oder Verwahrung genom-
men hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, braucht ihn nicht zu versteuern.  

(3) Die Steuerpflicht endet vor dem Monat, in dem der Hund abgeschafft wird, abhan-
denkommt oder eingeht. 

(4) Bei Wohnortwechsel eines Hundehalters bzw. einer Hundehalterin endet die Steu-
erpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, in der der Wegzug fällt; sie beginnt mit 
dem auf den  Zuzug folgenden Kalendermonats. 

(5) Wer einen versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden ge-
kommenen oder eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, 
wird dafür mit dem auf den Erwerb folgenden Kalendermonats steuerpflichtig. 

 
 



 
II.  Einfache Hundesteuer 

 
§ 4 

Steuersätze 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich: 

a) Für den 1. Hund und für jeden weiteren Hund 75,00 € 
 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 6), werden bei der Berechnung der 
Anzahl der Hunde nicht angesetzt. 

 
 

§ 5 
Allgemeine Voraussetzungen 

für die Steuerbefreiung 
 
Eine Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 
2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist, 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Un-

terkunftsräume vorhanden sind, 
4. in den Fällen des § 6 Buchstabe d ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den 

Erwerb und die Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt wer-
den. 
 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung ist auf schriftlichen Antrag zu gewähren für das Halten von 

a) Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren 
Unterhaltskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

b) -ersatzlos gestrichen- 
c) -ersatzlos gestrichen- 
d) Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Zivilschutzein-

heiten gehalten werden; 
e) Hunden, die in genehmigten Anstalten von Tierschutz - oder ähnlichen Vereinen vo-

rübergehend untergebracht sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 
f) Hunden, die ausschließlich zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber oder sonst hilf-      

loser Personen unentbehrlich sind. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, 
die einen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „B“, „Bl“, „aG“ oder „H“  
besitzen. Diese Regelung umfasst auch Blindenführhunde; 

g) Therapiehunden, die eine Therapiehundeprüfung entsprechend den  Kriterien   des      
Verbandes Therapiehunde Deutschland e.V. oder  vergleichbarer Vereine, Organi-
sationen oder Institutionen abgelegt  haben und für soziale und therapeutische 
Zwecke unentgeltlich  verwendet werden.  
 



 
 

§ 7 
Steuerfreiheit 

 
Steuerfrei sind Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde  aufhal-
ten, für die Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen 
Gemeinde in der Bundesrepublik versteuern. Entsprechende Nachweise sind vorzulegen. 
 
 
 

III.  Erhöhte Hundesteuer für gefährliche Hunde 
 

§ 8 
Erhöhte Hundesteuer für gefährliche Hunde 

 
(1) Als gefährlicher Hund im Sinne dieses Abschnittes gilt ein Hund, bei dem die zu       

ständige Ordnungsbehörde festgestellt hat, dass von ihm eine Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit ausgeht. Die Feststellung erfolgt nach den Vorgaben des Gesetzes 
über das Halten von Hunden (HundeG), in seiner jeweils aktuellen Fassung.  

(2) Die Steuer für einen gefährlichen Hund beträgt abweichend von § 4 dieser Satzung 
jährlich: 

a)  für den ersten und jeden weiteren gefährlichen Hund  660,00 € 
 

 
(3) Für die in Absatz 1 genannten Hunde wird abweichend § 6 eine Steuerbefreiung 

nicht gewährt. Die allgemeinen Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 5 
sind nicht anzuwenden. 

 

IV.  Meldepflichten, Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer, 
Beitreibung der Steuer, Ordnungswidrigkeiten, 

Inkrafttreten 
 

§ 9 
Meldepflichten 

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tagen 

bei der Gemeinde schriftlich anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf 
des dritten Monats nach der Geburt als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im 
Falle des § 3 Absatz 2 nach Ablauf des Monats. Wer einen gefährlichen Hund im 
Sinne des HundeG hält, hat dies anzugeben 

(2) Im Falle der Veräußerung des Hundes ist der Erwerber durch den alten Eigentümer 
auf die Steuerpflicht gem. § 2 dieser Satzung hinzuweisen. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, 
so hat der Hundehalter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

(4) Die Gemeinde gibt keine Hundesteuermarken aus. 
 

 



§ 10 
Steuerjahr, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 
(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.2., 15.05., 15.08., und 

15.11. jeden Jahres fällig.  
 
 
 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen § 9 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Ab-
satz 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 

§ 12 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
 

(1) Von den Steuerpflichtigen werden folgende personenbezogene Daten verarbeitet:  

           Vorname, Nachname, Anschrift, weitere Haushaltsangehörige,  
Telefonnummer (Angabe freiwillig), Bankverbindung, für die Beantragung von Be-
freiungen nach § 6 Buchst. a - e und g erforderliche personenbezogene Daten so-
wie besondere personenbezogene Daten, falls eine Befreiung nach § 6 Buchst. f 
beantragt wird. Grundlage der Verarbeitung sind weiter das Landesdatenschutzge-
setz (LSDG), vor allem § 3 und § 12 LSDG, sowie die Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO), vor allem Art. 6 Abs. 1 e) DSGVO.  

  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuerpflichtigen  

oder eigener Ermittlungen, die nach Abs. 1 und 3 erhaltenen Daten in einem Ver-

zeichnis zu führen und diese Daten zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 

Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  

           Diese personenbezogenen Daten werden gelöscht, sobald die Steuerpflicht geen-
det hat und sämtliche Steuerschulden beglichen sind.  

 
(3)  Die für die Ermittlung einer Hundehalterin bzw. eines Hundehalters erforderlichen 

personenbezogenen Daten dürfen  
  

• der örtlichen Ordnungsbehörde zur Feststellung des Haltens eines 

             Gefahrhundes (§ 5) nach dem Gesetz über das Halten von Hunden des 

                   Landes Schleswig-Holstein in der jeweils geltenden Fassung 

 

• der örtlichen Ordnungsbehörde und der Polizei zum Zwecke der  

 Verfolgung von Straf- und Ordnungswidrigkeitstatbeständen oder zum  

      Auffinden eines Halters bei entlaufenden Hunden  
 

           bekannt gegeben werden.  
 



  

(4) Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Steuer nach dieser 
Satzung ist die Übermittlung der erforderlichen personenbezogenen Daten an die 
Gemeinde gemäß §§ 4 und 5 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) zulässig von Ord-
nungsbehörden, Polizeidienststellen, Sozialämtern, Bundesagentur für  Arbeit, Ein-
wohnermeldeämtern, der Finanzbuchhaltung, allgemeinen Anzeigern, Grundstück-
seigentümern, aus Kontrollergebnissen der Ermittlungsbeamten oder Beauftragten 
und aus Kontrollmitteilungen anderer Behörden. Diese übermittelten personenbe-
zogenen Daten dürfen nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser Satzung 
weiterverarbeitet werden.   

 
§ 13 

Inkrafttreten 
 
 

1) Diese Satzung tritt mit Rückwirkung zum 01.01.2021 in Kraft. Mit der Anwendung 
dieser Satzung dürfen Steuerpflichtige nicht rückwirkend schlechter gestellt werden 
als sie aufgrund der bisherigen Regelungen der Hundesteuersatzung gestanden 
haben.  

 
2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Ecklak über die Erhebung einer Hunde-

steuer vom 21.10.2020 außer Kraft. 
 
Ecklak, den 26.05.2021 
 
Gemeinde Ecklak 
Der Bürgermeister 
 
 
     Schmedtje 
  


